
 

 

LUDWIG BECK am Rathauseck –  

Textilhaus Feldmeier Aktiengesellschaft 

- ISIN DE0005199905 / Wertpapier-Kenn-Nr. 519 990 - 

Hauptversammlung 2026  

am 28. Mai 2026 

 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre  

nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 AktG und § 131 Abs. 1 AktG 

 

 

1. Tagesordnungsergänzungsverlangen gem. § 122 Abs. 2 AktG 

Nach § 122 Abs. 2 AktG können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil 

des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen,  

verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht  

werden. Da der zwanzigste Teil des Grundkapitals (entspricht einem Betrag in Höhe von 

rund EUR 472.305,88) bei der LUDWIG BECK AG niedriger ist als der anteilige Betrag von 

EUR 500.000,00, ist das Erreichen des zwanzigsten Teils des  

Grundkapitals maßgeblich. Jedem neuen Gegenstand, der auf die Tagesordnung  

gesetzt und bekannt gemacht werden soll, muss eine Begründung oder eine  

Beschlussvorlage beiliegen. Die Antragsteller haben gemäß § 122 Abs. 2 AktG in Verbin-

dung mit § 122 Abs. 1 Satz 3 AktG nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor 

dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis 

zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. Bei der Berechnung dieser 90 

Tage bestehen nach § 70 AktG bestimmte Anrechnungsmöglichkeiten, auf die ausdrücklich 

hingewiesen wird. Bei der Fristberechnung sind ferner die Bestimmungen des § 121 Abs. 7 

AktG entsprechend anzuwenden. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Gesell-

schaft zu richten und muss bei der Gesellschaft spätestens am Montag, den 27. April 2026, 

24.00 Uhr, eingehen. Wir bitten, derartige Verlangen an folgende Adresse zu übersenden: 

LUDWIG BECK am Rathauseck – Textilhaus Feldmeier AG 

- Vorstandssekretariat - 

Marienplatz 11 

80331 München 
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Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht  

bereits mit der Einberufung bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Ver-

langens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur  

Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die In-

formation in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem unter der 

Internetadresse https://kaufhaus.ludwigbeck.de/unternehmen/investor-relations/corporate-

events/hauptversammlung zugänglich gemacht. 

2. Gegenanträge und Wahlvorschläge gem. § 126 Abs. 1, § 127 AktG 

Aktionäre können der Gesellschaft nach § 126 Abs. 1 AktG Gegenanträge gegen  

einen oder mehrere Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten  

Punkten der Tagesordnung sowie Vorschläge zur Wahl von Abschlussprüfern ("Wahlvor-

schläge") übersenden. Gegenanträge müssen mit einer Begründung versehen sein, Wahl-

vorschläge hingegen nicht. Gegenanträge (nebst  

Begründung) und Wahlvorschläge sind schriftlich, per Telefax oder per E-Mail  

ausschließlich zu richten an: 

LUDWIG BECK am Rathauseck – Textilhaus Feldmeier Aktiengesellschaft 

- Vorstandssekretariat - 

Marienplatz 11 

80331 München, oder 

Fax: +49 (0)89 23691-600, oder 

E-Mail: ir@ludwigbeck.de 

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht  

berücksichtigt. Wir werden zugänglich zu machende Gegenanträge und  

Wahlvorschläge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs sowie  

zugänglich zu machende Begründungen nach ihrem Eingang unter der Internetadresse 

https://kaufhaus.ludwigbeck.de/unternehmen/investor-relations/corporate-events/haupt-

versammlung zugänglich machen, sofern sie bei der Gesellschaft unter oben genannter 

Adresse bis spätestens Mittwoch, den 13. Mai 2026, 24.00 Uhr, eingehen. Eventuelle Stel-

lungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten  

Internetadresse zugänglich gemacht. Die Gesellschaft ist in den in § 126 Abs. 2 AktG ge-

nannten Fällen nicht verpflichtet, einen Gegenantrag und dessen Begründung  

zugänglich zu machen.  
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Der Vorstand braucht Wahlvorschläge von Aktionären außer in den Fällen des  

§ 126 Abs. 2 AktG in Verbindung mit § 127 AktG auch dann nicht zugänglich zu  

machen, wenn diese nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG (Angabe von Na-

men, ausgeübtem Beruf und Wohnort des vorgeschlagenen Abschlussprüfers oder Auf-

sichtsratskandidaten) und § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG (Angaben zu Mitgliedschaften des Auf-

sichtsratskandidaten in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten) enthalten. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 AktG oder § 127 AktG 

zugänglich zu machen sind, gelten als im Zeitpunkt der Zugänglichmachung gestellt. Zu 

diesen Anträgen können ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre 

das Stimmrecht ausüben. 

3. Auskunftsrecht gemäß §§ 131 Abs. 1, 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 AktG 

Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung 

vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Aus-

kunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist 

und kein Auskunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht des Vorstands er-

streckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu 

den mit ihr verbundenen Unternehmen. Des Weiteren betrifft die Auskunftspflicht auch die 

Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.  

 

Es ist vorgesehen, dass der Versammlungsleiter festlegen wird, dass das vorgenannte 

Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG in der Hauptversammlung ausschließlich im 

Wege der Videokommunikation, also im Rahmen der Ausübung des Rederechts wahrge-

nommen werden kann.  

 

§ 131 Abs. 4 Satz 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär wegen seiner Ei-

genschaft als Aktionär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben worden 

ist, diese Auskunft jedem anderen Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem auf dessen 

Verlangen in der Hauptversammlung zu geben ist, auch wenn sie zur sachgemäßen Beur-

teilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist. Im Rahmen der virtuel-

len Hauptversammlung wird gewährleistet, dass Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die 

elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, ihr Verlangen nach § 131 

Abs. 4 Satz 1 AktG im Wege der elektronischen Kommunikation über den Online-Service 

während der Hauptversammlung übermitteln können.  
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Weiter bestimmt § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG, dass ein Aktionär, dem eine Auskunft verwei-

gert wird, verlangen kann, dass seine Frage und der Grund, aus dem die Auskunft verwei-

gert worden ist, in die Niederschrift über die Hauptversammlung aufgenommen werden. 

Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet, dass Aktionäre bzw. ihre 

Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, ihr Ver-

langen nach § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG im Wege der elektronischen Kommunikation über 

den Online-Service während der Hauptversammlung übermitteln können. 

Zu allen vom Vorstand gegebenen Antworten steht den Aktionären in der Versammlung ein 

Nachfragerecht gemäß § 131 Abs. 1d AktG zu. 

 

 

 

 

 

 

 

München, im März 2026 

LUDWIG BECK am Rathauseck – Textilhaus Feldmeier Aktiengesellschaft 

Der Vorstand 

 

Gez. 

Christian Greiner 

Jens Schott 


